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FDP-Fraktion und Handwerkstag: Unterschiedliche Positionen zur
Gemeinschaftsschule, aber auch Übereinstimmung beim weiteren
Vorgehen

Verschiedene Positionen zur Gemeinschaftsschule, aber auch Übereinstimmung beim weiteren Vorgehen
- dies ist das Fazit eines Treffens des Baden-Württembergischen Handwerkstags und der FDP-
Landtagsfraktion. So sind sich der FDP-Fraktionsvorsitzende Dr. Hans-Ulrich Rülke und
Landeshandwerkspräsident Joachim Möhrle darüber einig, dass die Landesregierung bei der Einrichtung
von neuen Gemeinschaftsschulen nicht die ‚demographische Not‘ der Kommunen ausnutzen darf, die
ihren Schulstandort erhalten wollen. Zunächst müsse die regionale Schulentwicklung abgewartet
werden, bevor die Landesregierung neue Gemeinschaftsschulen zulässt. Ebenso sind sich FDP-
Landtagsfraktion und Handwerkstag einig, die Ausbildungsreife der Jugendlichen wie auch die
Berufsorientierung an den Schulen zu stärken. Rülke: „Gemeinsam können wir festhalten, dass die
mittelständischen Unternehmen qualifiziertes Personal brauchen. Das heißt nicht nur Abiturienten und
Studenten, sondern eben auch Werkrealschüler und Realschüler.“ „Dies ist auch für die Stärkung der
dualen Ausbildung von entscheidender Bedeutung“, ergänzte Möhrle. Während der Baden-
Württembergische Handwerkstag weiterhin große Hoffnungen in die Gemeinschaftsschule setzt, bleibt
die FDP-Landtagsfraktion gegenüber diesem grün-roten Prestigeobjekt mehr als skeptisch. „Wir glauben
nicht daran, dass die Gemeinschafsschule die allein seligmachende Schule ist und ihre Versprechungen
hält“, sagte Rülke. Die FDP spricht sich generell für ein mehrgliedriges Bildungssystem aus. Die
letztendliche Entscheidung über das pädagogische Konzept einer Schule müsse vor Ort getroffen
werden. Eine von oben verordnete Bildungspolitik lehne die FDP ab, so Hans-Ulrich Rülke, der damit die
Zustimmung des Handwerkstags fand. Landeshandwerkspräsident Joachim Möhrle vertrat die
Auffassung, dass das Modell der Gemeinschaftsschule als Angebot an alle allgemeinbildenden Schulen
zu verstehen sei. „Sie alle haben ein zunehmendes Problem mit heterogener werdenden
Schülerschaften. Hier kann das Konzept der Gemeinschaftsschule helfen. Freilich kann eine
Gemeinschaftsschule vor Ort nur funktionieren, wenn alle Beteiligten sie auch wollen. Hier muss
Überzeugungsarbeit geleistet werden“, so Möhrle. Ein weiterer Erörterungspunkt war, dass
Handwerksbetriebe durch die vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gesetzten Förderrichtlinien von der Energieberatung im Grunde
ausgeschlossen sind, denn der Handwerksbetrieb müsse sich entscheiden, ob er beraten oder
handwerklich tätig werden wolle. Hier ist sich die FDP-Landtagsfraktion mit dem BW-Handwerkstag



 Mediendienst
 

Stuttgart, 25. Oktober 2013

FDP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg
Haus des Landtags, Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart
Dr. Jan-Havlik, Pressesprecher, Tel: 0711 2063 9013, Fax 0711 2063 610
jan.havlik@fdp.landtag-bw.de; www.fdp-dvp.de

einig, dass diese Richtlinien geändert werden müssten. Das wertvolle Know-how der Handwerker müsse
vor Ort zur Geltung kommen, so Joachim Möhrle und Hans-Ulrich Rülke. Auch in der Kritik an den Plänen
der Landesregierung, die wirtschaftlichen Betätigungsfelder von kommunalen Unternehmen zu
erweitern, stimmen der Baden-Württembergische Handwerkstag und die FDP-Landtagsfraktion überein.
Man sehe darin einen gravierenden Wettbewerbsnachteil für das Handwerk, so Joachim Möhrle. Der
FDP-Fraktionsvorsitzende Hans-Ulrich Rülke erinnerte daran, dass die FDP zusammen mit dem früheren
CDU-Koalitionspartner im Landtag eine Änderung der Gemeindeordnung initiiert habe. Demnach darf
eine Kommune sich nur dann wirtschaftlich betätigen, wenn bei einem Tätigwerden außerhalb der
kommunalen Daseinsfürsorge der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten
Anbieter erfüllt wird oder erfüllt werden kann (§102 Abs. 1 Nr. 3). Auch sind sich FDP-Landtagsfraktion
und der Baden-Württembergische Handwerkstag darüber einig, dass die wohnungsbaupolitischen Pläne
der Landesregierung investitionsfeindlich seien und dass den Bestrebungen der EU, den
Handwerksmeister abzuqualifizieren, entgegenzuhalten sei. Die Pläne der EU führten zu einer
schlechteren Qualität bei Handwerksleistungen.


